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Bekämpfung politischer Ausschreitungen
Aushebung de» Nnisormverbotes

Nachdem eine weitere Beruhigung im öffentlichen Le¬
ben eingetreten ist, hat der Minister des Innern das Ver¬
bot, sich in Uniform an öffentlichen Umzügen zu beteili¬
gen, aufgehoben und den Polizeibehörden es überlaffen,
auf Grund der Bestimmungen der Notverordnung des
Reichspräsidenten vom 28 . März 1931 im Eiuzelfall für
Umzüge und Kundgebungen auf öffentlichen Straßen und
Plätzen die Anordnungen zu treffen , die fie sür geboten
erachten .

öffentliche Umzüge und Versammlungen können dem¬
nach von den einzelnen Polizeibehörden unter den Vor¬
aussetzungen dieser Verordnung verboten, eingeschränkt
und auch unter der Bedingung gestattet werden, daß An¬
gehörige politischer Verbände und Organisationen nicht in
einheitlicher Kleidung (Parteiumform , Bundestracht ) sich
hieran beteiligen.

Das für das Land im ganze« ausgesprocheneUniform-
Verbot ist damit in Fortfall gekommen .

Die Getve »ss«bafie « bei Steaevwaw
« m Montag trugen die drei Spitzenverbände der Arbeiter¬

gewerkschaften dem RrichSarbeitsminister ihre Sorgen um die
Arbeiterversichernng vor. Sie führten aus , daß die Arbeiter
stark beunruhigt seien wegen der ständigen Angriffe auf die
Sozialversicherung. Die organisierten Arbeiter seien sich des
Ernstes der politischen und wirtschaftlichen Lage bewußt ; sie
könnten aber nicht ruhig zusehen, daß ihre Sorgen im Ver¬
hältnis zur Lage anderer Bevölkerungsschichten als weniger
wichtig angesehen und behandelt würden .

vr . Stegerwald ging auf die vorgetragenen Sorgen und
Wünsche in ausführlicher Rede ein. Er lasse sich durch eine
überspitzte Kritik nicht auf eine unsoziale Linie abdrängen .
Die Knappschaftsversicherung werde zunächst für ein Jahr
Lilfe finden. Über die Invalidenversicherung lägen bestimmte
Pläne noch nicht vor. Was die Arbeitslosenversicherung be-
träfe , so könne er dem Gutachten der Kommission nicht vor¬
greifen . Er gebe den Arbeitern die Versicherung, daß er in
der Sozialversicherung, im Tarif - und Schlichtungswesen das
$u halte» suche, was bei der heutigen Finanz - und Wirtschafts¬
not überhaupt gehalten werde« könne .

Die Zunahme der Wohlfahrtserwerbslose»
ERB . Berlin , SS . April . (Priv .-Tel .) In den deutschen

Landkreisen wurden nach einer Statistik des Deutschen Land-
kreistage? am 81. März 1931 347 090 laufend unterstützte
Wohlfahrtserwerbslose festgestellt. Gegenüber dem Stande
dom 38 . Februar 1931 (342 000) bedeutet dies eine Steige¬
rung «m 5999 oder 1,5 Proz . Demnach hat im Gegensatz zur
Arbeitslosenversicherung und Krisenfürsorge , die im März
eine Entlastung erfahren haben, die finanzielle Belastung der
Landkreise durch die Wohlfahrtserwerbslosenfürsorge sich wei¬
ter erhöht.

Ne » Äo «fliW Dattste ' Dofett
Da« Gutachten über dte Danziger Safenfrage

Dem bereits mitgeteilten Gutachten des vom Völkerbund
eingesetzten JuristeukomiteeS in der Danziger Hafenfrage
kommt nach Auffassung maßgebender Stellen des Völkerbunds

£
ür die weitere Behandhung des Streites , der von Danzig vor
em Völkerbund anhängig gemacht worden ist, große Bedeu¬

tung zu. Die Mehrheit des Komitees hat klipp und klar fest-
gestellt, daß die Auffaffung Danzig » richtig ist, und daß Polen
verpflichtet ist» von dem Danziger Hafen vollen Gebrauch zu
machen . — Der Völkerbundskommiffar in Danzig . Graf Gra¬
vi»«, hat das Gutachten inzwischen Polen und der Freien
Stadt Danzig zugestellt. Er wird jetzt zunächst versuchen, auf
der Grundlage dieses Gutachtens eine Verständigung zwischen
den Parteien herbeizuführen . Er wird ein zweites Gutachten
beantragen , insbesondere über die Frage , was vom technischen
Standpunkt darunter zu verstehen ist, daß Polen verpflichtet
ist, „vollen Gebrauch" (vull use) vom Danziger Hafen zu
machen . In uiaßgebenden Völkerbundskreisen hält man e»
nicht für ausgeschlossen , daß eine Einigung zustandekommt,
und zwar auf der Basis , daß Polen in Zukunft nur mehr einen
gewissen Teil in Gdingen umschlägt.

In Warschau wird erklärt , daß die Rachricht von einer For¬
derung der polnischen Regierung , pvlnische Polizei auf dem
Gebiet der Freien Stadt Danzig zuzulassen, für den Fall un¬
genügenden Schutzes von Leben und Gut der polnischen Bür¬
ger» unzutreffend sei.

Ader die Finanzlage Englands sagte Schatzkanzler S »»« de»
im Unterhause, zwar schließe das letzte Rechnungsjahr mit
einem Fehlbetrag ab; wenn man aber bedenkt , daß die Ge¬
samtsumme der Ausgaben einen Betrag von 68 838 161 Pfund
Sterling für die Schuldentilgungskaffe enthält , so wird man
erkennen, daß das Reinergebni » des Planes in einem üder -
fchnß znr Deckung der Schuld in Höhe von 4 350 690 Pfund
Sterling besteht .

Letzte Nachrichten
ttotverrovdnutrg veVfasstrrrsSmätzi«

Abgewiesene Klage gegen die Schaumburg- Ltpptsche
Regierung

WTB . Leipzig , 28. April. (Tel .) In der Verfassungsstreit¬
sache der Fraktion „Bürgerliche Arbeitsgemeinschaft" des
Schaumburg - Lippeschen Landtages gegen die Schaumburg -
Lippesche Landesregierung zu Bückeburg hat der Staats¬
gerichtshof für das Deutsche Reich den Antrag der Fraktion
auf Feststellung der Berfaffungswidrigkeit der Notverordnun¬
gen vom 28. März 1930 (betr. den Finanzausgleich ) und vom
19. Juni 1930 (betr. den Staatshaushalt ) zurückgewiesen .

In der Begründung wird ausgeführt , es sei davon auszu¬gehen, daß die Sicherstellung einer geordneten Finanzlagefür jedes Staatswesen von besonderer Bedeutung ist . und daßdie unmittelbar drohende Gefährdung der Finanzlage in Zei¬ten wirtschaftlicher Not einen Tatbestand darstellen kann, derden Erlaß einer Notverordnung zu rechtfertigen vermag. Eine
Obstruktion der Minderheiten ist zwar nicht rechtswidrig, aberein durch sie herbeigeführter dringender Notstand berechtigtdie Regierung, ihrerseits das zur Beseitigung des Notstandes
Erforderliche im Wege der Notverordnung zu veranlassen.

Me ^ vedtte de» Raisfeksenbarrs
Klageerhebnng gegen Uralzeff

WTB . Berlin , 28. April. (Tel.) Die Staatsanwaltschaft I
hat Anklage gegen den Kaufmann und Apotheker Uralzesf und
den Dresdener Rechtsanwalt vr Türk wegen Betruges und
schwerer Urkundenfälschung erhoben. Die Anklage betrifft
nur das sogenannte Ruffengefchäft.

Uralzesf hat von der Raiffeisenbank in den Jahren 1924bis 1925 Millionentredite erhalten . Anfang 1925 verlangte die
Raiffeisenbank den Nachweis , wie dieses Geld investiert sei.
Uralzesf erklärte u. a., daß er sich mit dem Geld an Arznei¬mittel - und Chemikalienlieferungen eines gewissen Stramberg
nach Sowjetrutzland beteiligt habe. Die Raiffeisenbank gab
sich mit dieser Erklärung zufrieden, und Uralzesf erlangte mit
Rücksicht auf diese schwebenden Geschäfte von der Raiffeisen¬bank neue Kredite. Uralzesf hatte zur Glaubhaftmachung de»
Geschäftes Urkunden vorgelegt, die sich als gefälscht heraus -
stellten. Rechtsanwalt vr . Türk hat in beiden Fällen die An- -
gaben des Uralzeff unterstützt und die Raiffeisenbank zumTeil auch zur Geldhergabe an sich veranlaßt . Wegen der übri¬
gen Kredite ist gegen Uralzeff und Rechtsanwalt vr . Langedie Voruntersuchung eröffnet.

150 BttHIottett Retthsmarrk Sihatz -
anweisnngen de» deutsche« « etchSvost
WTB . Berlin , 28. April . (Tel.) Ein unter Leitung der

Reichsbank stehendes Konsortium wird demnächst 159 Mil »
ltonen Reichsmark Kproz. Schatzanweisungr« der Denffchen
Reichspost , fällig 1 . Okt . 1933, zum Kurse von 96 Proz . zurßeichnung auflegen. Die Postschahanweisungen find reichs¬mündelsicher und lombardfähig; sie sind mit halbjährigenZinsscheinen, fällig am 1. April , und 1 . Oktober, auSgestattet,deren erster am 1 . Ott . 1931 fällig wird. Der zur Ausgabegelangende Betrag dient in Höhe von 109 Millionen Reichs¬mark zur Einlösung der am 15. Juni und 15. Juli 1931
fällig werdenden unverzinslichen Reichspostschatzanweisungen .Darüber hinaus find die der Post zuflietzenden Mittel zumAnSban ihrer Anlagen bestimmt.

Me vovgcknse in Spante «
Die Grundlage« der neue« Verfassung

WTB . Madrid, 28. April. (Tel .) Der spanische Unterrichts¬minister, de los Mios, äußerte sich einem Vertreter des
„Oeuvre " gegenüber, daß KöderalismnS, Trenn ««, »»« Kircheuttb Staat , Schaffung einer Zweiten Kammer, die Elementeder von ihm auszuarbeitenden republikanischen Verfassungsein würden.

Der KabinettSrat hat gestern beschlossen, aste Minister , die
während der Zeit vom 30. September 1923 bi» 14. April 1931im Amte waren, ihrer Pensionsbezüge für »erlustig z« erklä¬re«. Die Regierung ist der Ansicht, daß die Ernennung die¬
ser Minister unrechtmäßig erfolgt sei. ' Im Kabinettsratwurde Miguel de Unamun» einstimmig zum Präsidenten des
Obersten Rates für öffentlichen Unterricht ernannt . Fernerwurde beschlossen, daß als Geschworene bei Schwurgerichts¬
prozessen künftighin auch Frauen in Frage kommen .

*
WTB . Madrid, 28 . April. (Tel . ) Der Ministerrat geneh¬migte gestern ein Dekret, durch das die Farben R»t-Gelb- « i»lett

zu Farben der spanischen Nationalffagge erklärt werden. Einanderes Dekret ordnet die Bildung eines Gerichts für Arbei¬
terfragen im Obersten Gerichtshof an.

Verhaftung de« General « Bereuguer
WTB . Madrid, 28. April. (Tel.) Der ehemalige Minister¬präsident. General Berenguer, ist gestern abend verhaftet undins Gefängnis gebracht worden. Seine Verhaftung soll im

Zusammenhang mit der angeblich von ihm angeordneten Er¬
schießung zweier aufständischer Offiziere im vorigen Jahre
stehen .

Da» BvlkSbegehren in Preußen . Rach den bis jetzt vorlie¬
genden Berechnungen des Stahlhelms beträgt die Zahl der
Eintragungen für das Bokksbeaehren über 5,9 Millionen .

Me badische Aionrerrnbttanr
Seit einer Reihe von Jahren veröffentlicht da» Badische

Statistische Landesamt Übersichten über den Stand der Kon¬
zerne in Baden , die wichtiges Material für die Beurteilung
des badischen Wirtschaftslebens darstellen. Ganz besondere
Beachtung verdienen aber auch die Mitteilungen , die soeben
der Referent für Konzernstatistik im Badischen Statistischen
Landesamt , vr . R . Vogelfang , im neuesten Heft der Wirt -
schastszeitschrist „Der Deutsche Süden " (Rr. 4) über die Ber-
flechtung der badische» Konzerne mit der Wirtschaft der
übrigen denffchen Länder und jener des « nslande» macht .

Danach befinden sich unter der Gesamtzahl der Konzerne,
die am 1. Januar 1930 mit Badens Wirtschaft verbunden
waren — 216 Konzerne mit 584 badischen Betrieben und §rund 82 000 darin beschäftigten Personen — 10, deren Gel¬
tungsbereich sich nur auf Baden erstreckt. Außer diesen haben
aber weitere 33 Konzerne ihren Sitz in Baden, die sich sämt¬
lich auch jenseits der badischen Grenzen Kontrollrechte erwor-
ben haben. Reben 116 badischen Betrieben mit 25 000 be¬
schäftigten Personen find diesen Konzernen 233 außerbadische
Betriebe mit 26400 Personen angeschlossen.

Die meisten der autzerbadischen Betriebe badischer Konzerne
haben ihren Sitz in Preußen (91 oder rund 40 v. H.) . Die
Stadt Berlin beherbergt insgesamt 17 Betriebe badischer Kon»
gerne. An zweiter Stelle unter den preußischen Städten steht
die Stadt Frankfurt a. M ., wo 7 außerbadische Konzernbetriebe
ihren Sitz haben . Von den größeren Gebietsabschnitten
Preußens ist die Rheinprovinz stark durch die Betriebe badi-
scher Konzerne mit dem Land Baden verflochten . Die Zahl
der hier beheimateten Konzernebetriebe beträgt 23. Die wich-
ffgsten, mit Preußen in Verbindung stehenden badischen Kon-
gerne find der Weck -Konzern, der Feitel -Konzern, der Rhein¬
elektra -Konzern , der Konzern Zellstoff -Mannheim-Waldhof,und der Fendel -Konzern-Mannheim.

Mit dem Land Bayern sind die badischen Konzerne durch
32 dort beheimatete Konzernbetriebe verflochten , wovon 23 aufdie Industrie , 8 auf das Handels- und Verkehrsgewerbe und
1 auf da« Gast- und Schankwirffchaftsgewerbeentfallen. Hiertritt besonder», wie auch in Württemberg und Hesse «, der ba-
dische Konzern Portland -Zementwerke- Heidelberg -Mannheim-
Stuttgart auf , ferner nimmt in der bayerischen wie in der
süddeuffchen Zuckerindustrie überhaupt der Konzern der Südd .
Zuckerindustrie AG ., Mannheim , eine beherrschende Stellungein. Die Zahl der im Land Hesse» gelegenen Betriebe, die
badischen Konzernen angehören, beträgt 19. Durch fast ebenso-
viele Betriebe wie Hessen ist das Land Württemberg mit badi¬
schen Konzernen verknüpft (17).

Im Ausland liegen 49 Betriebe, die badischen Konzernen
zuzuzählen sind .

Besonders interessant sind die Feststellungen vr Vogelfangsüber die Passiv-Seite der badische« Kon^ rnbilanz, die durch
jene Betriebe dargestellt wird, die von autzerbadischen Kon¬
zernen abhängig sind. Ihre Zcchl ist viel größer als die der
autzerbadischen Betriebe, die badischen Konzernen angegliedertwurden . Insgesamt konnten am 1. Januar 1930 157 außer -
badische Konzerne ermittell werden, denen 397 badische Be-
triebe mit etwas mehr als 51 000 beschäftigten Personen an¬
gehören. Davon entfallen 120 Konzerne mit 263 Betrieben
und 46 000 Personen auf die Industrie und 37 mit 134 badi¬
schen Betrieben und rund 5000 Personen aus Handel und
Verkehr.

Innerhalb Deutschlands steht in der badischen passiven
Konzernierung Preußen wieder an erster Stelle. 105 Konzerne
haben in diesem Land ihren Sitz, ferner «8 ». H. »«er badi¬
schen Betriebe, die von außerbadischen Kvnzerne « abhängig
find, und 62 v. H. aller darin beschäftigte« Personen stehen
unter preußischem Einfluß . Allein auf die Stadt Berli« ent¬
fallen 50 Konzerne mit 146 badischen Betrieben und 21560
Personen . An der Spitze der Berliner Konzerne stehen die
Metall - und Maschinenindustrie, deren Zahl 8 mit 26 ange-
fchlossenen badischen Betrieben und 10100 Beschäftigten be¬
trägt . Genannt werden hier der Richard -Kahn-Konzern,
Wolf Netter und Jacobi , Daimler -Benz. Berlin -Karlsruher
Industrie -Werke, Knorr -Bremse und Klöckner-Werke. In der
badischen Texttlindustrie nimmt der Blumenstein-Konzern7 Betriebe ein. Bon den außeckadischen Konzernen in der
elektrotechnischen und feinmechanischen Industrie sind insge¬
samt 8 Konzerne mit 17 badischen Betrieben und 1600 Per¬
sonen in Berlin beheimatet, ferner 7 Konzerne der chemi¬
schen Industrie mit 9 badischen Betrieben und 560 Personen.
Unter den 16 Berliner Konzernen im Handels- und Berkehrs¬
gewerbe mit 71 badischen Betriebe« und 3400 Peffonen find
die meisten Berficherungs- und Bankkonzerne . Die Stadt
Frankfurt beherbergt 13 Konzerne, denen 30 badische Be-



Dev GtaatsserichtShp-
und die Kati-uaiforiEtiLche Jtortei

Die Nationalsozialistische Landtagsfraktion Badens hat kein Recht zur KlageerhednngEs ist im Sommer vorigen Jahres und schon früher die Beob¬
achtung und Feststellung gemacht worden, daß badische Lehrer
sich im Sinne der Nationalsozialistischen Partei betätigen . Nun
darf aber von Lehrern und Erziehern verlangt werden, daß sie
die Kinder nicht im staatsfeindlichen Sinne erziehen, sondern
im Sinne der republik-demokratischen Verfassung des Reiches
und der Länder . Von einem Lehrer, der sich innerhalb der
NationalsozialistischenPartei in einer Weise betätigt , welche in
der ÖffentlichkeitAussehen erregt , kann nicht erwartet werden,
datz er das Vertrauen der Elternschaft, die auf dem Boden der
Verfassung steht und die ihm ihre Kinder anvertrauen mutz,
genietzen wird.

Der badische Unterrichtsminister Dr. Rrmmele sah sich des¬
halb veranlaht , gegen solche Lehrer vorzugehen. Er konnte sich
auf eine vorliegende Entscheidung des Preutzischen Oberver-
waltungsgerichts und auf Kundgebungen anderer Behörden
stützen ; ebenso lagen eine Reihe Schriftsätze vor, welche seine
Auffassung bekräftigten und bestätigten. Es erschien deshalb
in der Rr . 154 der „Karlsruher Zeitung " vom 5. Juli 1930
folgende Erklärung :

„Amtsenthebung im Schuldienst.
Das Ministerium des Kultus und Unterrichts sah sich

genötigt, gegen einige Lehrer, die sich als Organisatoren
der NSDAP , betätigen , die sofortige Dienstenthebung
anzuordnen und gegen diese Disziplinarverfahren auf
Dienstentlassung einzuleiten.

Es kann nicht geduldet werden, datz Staatsbeamte die
für ihr außerdienstliches Verhalten gezogenen Grenzen
gröblich verletzen . Die NSDAP , ist eine staatsfeindliche
Partei . Nach der Rechtsprechung verstößt die positive
Betätigung für diese Partei gegen die Treupflicht, die
der Beamte dem Staat gegenüber eingegangen hat.Eine öffentliche Werbetätigkeit und die Annahme von
Parteiämtern in der genannten Partei ist daher allen
Staatsbeamten verboten. Wer diese verbotene praktische
Tätigkeit für eine staatsfeindliche Partei ausübt , hat die
unnachsichtliche Dienstenthebung zu gewärtigen ."

Die Landtagsfraktion der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei in Baden erhob Klage gegen das Land Baden
mit dem Antrag , festzustellen , datz die vorgenannte Erklärungin der „Karlsruher Zeitung " eine Betätigung der Regierung
darstelle, die mit den Bestimmungen der Artikel 118 und 130
der Reichsverfassung nicht vereinbar sei.

Am vorigen Samstag wurde nun m Leipzig die Angelegen¬
heit vor dem Staatsgerichtshof unter dem Vorsitz des Reichs¬
gerichtspräsidenten Bumkr verhandelt.

Vor dem Staatsgerichtshof
Als Vertreter der NSDAP , war Rechtsanwalt Rnpp, Karls¬

ruhe , erschienen , der sich auf eine frühere Entscheidung des
Staatsgerichtshofes — in der Sache der Teilnahme preutzischerBeamter am Hugenberg-Volksbegehren — berief. Die badi¬
schen Lehrer seien in ihrer politischen Tätigkeit durch diesen
Erlatz beschränkt , was aber gegen Artikel 118 und 130 der
Reichsverfassung verstoße . Er beantrage deshalb : Der Staats¬
gerichtshof solle entscheiden : Die Erklärung des Badischen Mi¬
nisteriums des Kultus und Unterrichts ist mit Artikel 118 der
Reichsverfasiung nicht vereinbar .

Die Nationalsozialistische Landtagsfraktion
hat kein Klagerecht vor dem Staatsgerichtshof

Der Vertreter des Badischen Staatsministeriums , der badi¬
sche Gesandte Honold, Berlin , beantragte , die Klage als unzu¬

lässig abzuweisen; Sinn und Wesen der Erklärung sei verkannt.
Es sei kein Recht der NSDAP , in der Mitwirkung bei der
Gesetzgebung oder mit Wahlen zusammenhängender Rechte ver-
letzt worden. Dadurch sei aber auch die Sachbefugnis der Klä-
gerin zur Klage vor dem Staatsgerichtshof für das Deutsch »
Reich nicht gegeben . Die Verlautbarung richte sich lediglich
gegen einige Beamte, die sich verletzt fühlen könnten. Aber
diese hätte« vor dem Staatsgerichtshof kei « Klagerrcht. Au»
diesem Grunde sei diese Streitfrage keine verfasiungsrechtlich»
Streitsache . Der Staatsgerichtshof könne keinesfalls zuständig
sein .

Die Entscheidung des Staatsgerichtshofs
Am gestrigen Montag hat der Staatsgerichtshof in Leipzig

entschieden , datz den Klägern die Sachbefugnis zur Erhebungder Anklage nicht zuzuerkennen sei und demgemätz alle drei
Klagen zurückgewiesen werden.

Gleichzeitig wurden die Klagen der sechs Abgeordneten der
nationalsozialistischenGruppe des PreutzischenLandtages gegendas Land Preußen zurückgewiesen , im wesentlichen deshalb,weil sie sachbezüglich verneint werden müffen.

Die Begründung des Urteils
Der Begründung im einzelnen schickte der Vorsitzende ,

Reichsgerichtspräsident Dr. Bumke , einige grundsätzliche Be¬
merkungen voraus : Die Zuständigkeit des Staatsgerichtshofes
für das Deutsche Reich für Verfassungsschwierigkeiten inner¬
halb eines Landes fei im Artikel 19 der Reichsverfasiung von
zwei Voraussetzungen abhängig :

Erstens dürften innerhalb eines Landes keine Gerichte zur
Erledigung solcher Verfassungsstreitigkeiten bestehen , und eS
dürfe ferner kein anderer Gerichtshof des Reichs für eben die¬
sen Streit zuständig sein . Irgendwelche andere Vorschriftendarüber , was unter einer Verfasiungsstreitigkeit innerhalbeines Landes zu verstehen sei und über die Zuständigkeit des
Staatsgerichtshofes finden sich weder in der Reichsverfassung
noch in dem Gesetz über den Staatsgerichtshof . Damit ist der
Staatsgerichtshof selbst vor die Aufgabe gestellt , diese nähere
Angrenzung zu finden, und in den nunmehr fast zehn Jahren ,die seit dem Beginn der Tätigkeit des Reichsgerichtshofes ver¬
flossen find, hätten sich einigermatzen feste Regeln ausgeprägt .

Zunächst habe sich die Notwendigkeit gezeigt, schon um einer
Überflutung des Staatsgerichtshofes mit Verfasiungsklagen
vorzubeugen, keine Popularklagen zuzulasien , d . h. nicht jeder¬mann die Befugnis zuzusprechen , den Staatsgerichtshof anzu-
rufen . Diese Befugnis sei vielmehr nur ganz bestimmtenStellen zugesprochen worden, insbesondere solchen, die an der
Bildung des Staatswillens beteiligt sind. Als solche Stellen
seien vornehmlich anerkannt die Landtage und die Fraktionender Landtage, weiter aber auch die politischen Parteien .

Das zweite Erfordernis sei die Aktivlegitimation. Nicht jedeStelle , die an sich parteifähig ist, könne jeden Streit vor den
Staatsgerichtshof bringen . Es müffe eine Legitimation in der
bestimmten Sache vorliegen. Diese Sachbefugnis sei den Frak-tionen für die Fälle zugesprochen worden, in denen eine Kür.
zung der Rechte des Landtags oder von Minderheiten des Land-
tages behauptet wird, weiter den Parteien , soweit sie als Trä¬
ger bestimmter Funktionen und Rechte bei der Vorbereitung ;von Wahlen auftreten .

Bei den vorliegenden drei Sachen fei dir Sachbefugnis
der Antragsteller in jedem Falle zu verneinen .

ES habe sich nicht um die Minderung von Rechten des Land- i
tags oder von Landtagsminderheiten , auch nicht um Verstöh»bei Wahlen gehandelt, daher hätten die Anträge zurückgewiesenwerden müffen.

triebe mit 4400 Personen angeschloff« -i sind . In der Rhcin-
provinz haben im ganzen 25 Konzerne ihren Sitz init zusam¬
men 59 badischen Betrieben mit 3600 Personen .

Das Land Bayern weist nur 4 Konzerne ( 14 badische Be¬
triebe mit 218 Personen ) , das Land Württemberg nur 4 Kon¬
zerne ( 11 badische Betriebe und 752 Personen ) auf . Im
übrigen Deutschland wurden 9 Konzerne ermittelt , die sich
21 badische Betriebe mit Zusammen 1400 Personen angeglie-
drrt haben.

Dagegen sind vom Bad. Etat . Landesamt 35 ausländische
Konzerne festgestellt , denen zusammen 82 badische Betriebe
mit 17 000 beschäftigten Personen angeschloffen waren . An
der Spitze steht die Schweiz , wo von der Gesamtzahl der aus¬
ländischen Konzerne 14 beheimatet sind ; welche sich insge¬
samt. 26 badische Betriebe mit 11 000 Personen angliederten.
In Frankreich wurden 6 Konzerne ermittelt , die mit 7 badi-
schen Betrieben (2800 Beschäftigten) in Verbindung stehen .
In absehbarer Zeit wird jedoch die Personenzahl in der ba¬
dischen Industrie , die unter dem Einflutz französischer Kon¬
zerne »steht , schon sehr viel (vermutlich um 1000) höher sein,
da der französische Michelin-Konzern in Karlsruhe eine grohe
Auto- und Fahrradreifenfabrik zu errichten im Begriffe ist. Die
heute in Baden intereffierten französischen Konzerne find die
Gruppen Französischer Spiegelglaskonzern -Paris , Ufines
Lhimiques Rhone-Poulence-Paris mit einem Kunstseideunter¬
nehmen in Freiburg , der Lederlin -Konzern mit einem Textil¬
unternehmen in Lörrach, der Jllkircher Mühlenkonzern mit
8 Mannheimer Betrieben und der Hurchinson-Konzern, Paris ,
mit einem Werk in Mannheim .

Die Zahl der in den Bereinigten Staaten von Amerika be¬
heimateten Konzerne mit badischen Jntereffen beträgt 6.
Dazu gehören 27 badisch« Betriebe mit 617 Personen . Eng¬
land und Holland sind vertreten durch die Vereinigten Kon¬
zerne Margarine Union und Lever Brothers , Schweden durch
den Schwedischen Zündholztrust , Belgien durch den Solvay-
Konzern und Österreich durch den Schicht-Konzern. 49 aus¬
ländischen Betrieben , die von badischen Konzernen abhängig
sind , stehen 82 badisch« Betriebe gegenüber, die durch aus¬
ländische Konzerne beeinflutzt werden.

Die hier angeführten Zahlen zeigen , datz der Einflutz
autzerbadischer Konzerne in der badischen Wirtschaft bereits
einen sehr grotzen Umfang angenommen hat , was im wesent¬
lichen mit auf die Lage Baden» als Grenzland und die all¬
gemeine Wirtschaftsnot zurückzuführen ist. Dr. Vogelfang
sagt richtig , datz vielleicht die Lage mancher Industriezweige in
Baden ohne die Hilfe kapitalkräftiger Konzerne noch trostloser
wäre , als sie ohnehin schon ist. Ebenso richtig ist es aber,
datz vom Standpunkt Badens aus gesehen die Entwicklung
trotz allem sehr zu bedauern ist.

OoebbelS verhaftet
Eine Zwangsvorführung

Als verantwortlicher Redakteur des Berliner „Angrift " sollte
sich am Montag Dr. Goebbels vor dem Schöffengericht Ehar -
lottenburg unter achtfacher Anklage verantworten , unter an -
derm wegen Beleidigung des ehemaligen Innenministers
Grzestnski , des Polizeivizepräsidenten Dr. Weitz und des ehe¬
maligen Polizeipräsidenten Zörgiebel. Dr. Goebbels war aber
nicht erschienen , mit der Begründung , datz er an einer Füh¬
rertagung seiner Partei in München teilnehmen müsse . AIS
Dr. Goebbels in einem Münchener Hotel sein Abendbrot ein¬
nehmen wollte, wurde er von der Polizei festgenommen und
in polizeilicher Begleitung sofort nach Berlin gebracht . Göbbels
ist heute früh in das Moabiter Untersuchungsgefängnis ein¬
geliefert worden. Es handelt sich bei dieser Festnahme nicht
um einen Haftbefehl, sondern um eine ZwangSvorführnng»
zu der der Reichstag seine Genehmigung erteilt hatte . Die
Verhandlung wird voraussichtlich schon heute beginnen.

*
Wie der „Angriff " berichtet, ist auf Grund von Verhand-

lungen , die mit dem Berliner Polizeipräsidium gepflogen wur¬
den . das gegen Goebbels bestehende polizeiliche Redeverbot,
nachdem Goebbels folgende Erklärung unterschrieben hat, auf¬
gehoben worden : „Namens und für den Gau Berlin der
NSDAP , verpflichte ich mich, dafür Sorg « zu tragen , datz in
Versammlungen der Partei , in denen ich als Redner auftrete ,
die mit der Überwachung beauftragten Beamten der Orts¬
polizeibehörde nicht gröblich beschimpft , lächerlich gemacht oder
sonst angegriffen werden.

"

Eine nationalsozialistische Führertagung in München hat
Gregor Straffer » der wiederhergestellt ist, zum norddeutschen
Leiter sämtlicher Gaue Preuhens ernannt . Dr. Goebbels
bleibt in seiner Funktion als Berliner Gauleiter und Reichs¬
propagandaleiter . Die Ernennung Straffers wird damit be¬
gründet , datz die ganze Tätigkeit der Partei schon jetzt auf die
Herbeiführung von Reichstagsnenwahlen im Jahre 1932 ein¬
gestellt werden müsse . Dazu aber müffe Preutzen unter ein¬
heitliche und straffe Leitung gestellt werden.

Die Reichstagsfraktion der Nationalsozialisten trat am Mon¬
tag in München zu einer Protestversammlung zusammen, bei
der . eine Erklärung beschlossen wurde, die sich gegen die Not¬
verordnung richtet und einen Einspruch gegen sie enthält .

Drewitz al» Parteivorsitzrnder wiedergrwählt. Auf dem
Parteitag der Wirtschaftspartei in Hannover fand am Mon¬
tagen geschloffener Sitzung eine vielstündige Besprechung der
bekannten Angriffe gegen den Parteivorsitzenden Drewitz statt.
Das Ergebnis war die Wiederwahl des Abg . Drewitz zum
Parteivorsitzenden mit . 731 von 1001 abgegebenen Stimmen .
Mit . „Rein " stimmten 258 Vertreter , 12 Stimmen waren un¬
gültig, Die Vertreter der Opposition haben erklärt , datz sie
der Partei treu bleiben würden , auch wenn sie mit ihrer Mei¬
nung nicht durchdringen.

Bor einer Anwnomistenamnestie im Elsaß . In der letzten
Sitzung des Generalrats des Unterelsatz in Straßbnrz stellte
der Präfekt bei Behandlung des äutonomistischenAntrags für
eine Kundgebung zugunsten einer Amnestie für die im 8ol -
« arer Prozeß Verurteilten die Vorfrage , die mit 17 gegen 14
Stimmen angenommen wurde. Bei dieser Gelegenheit teilte
der Präfekt mit , datz wahrscheinlich nach der Staatspräsiden¬
tenwahl eine allgemeine Amnestie für politische Vergehen
erlaffen würde.

Montag abend 20 Uhr ist ein Untergrundbahnzug in Paris
auf einen in der Station Bastille haltenden anderen Zug auf¬
gefahren . Zwei Personen wurden schwer und 23 leicht verletzt .

Ei « neues Enteignungsgesetz
Dem Reichsrat find einige neue Vorlagen der Reichsregie¬

rung zugegangen. Die wichtigste darunter ist ein Gesetz über
die Entfchädigungspflicht und den Rechtsweg bei Enteignungen
auf dem Gebiete des Städtebaues . Außerdem liegt dem Reichs¬
rat jetzt das Abkommen zur Verbesserung des Loses der Ver¬
wundeten und Kranken der Heere im Felde und das Abkom¬
men über die Behandlung der Kriegsgefangenen vor.

In der nächsten Vollsitzung des Reichsrates am Donnerstag¬
abend werden jedoch diese Vorlagen noch nicht beraten , son¬
dern es stehen nur kleinere Verordnungsentwürfe auf der
Tagesordnung , darunter eine Ausführungsverordnung zum
Milchgesetz» eine zweite Verordnung über die Tiersenchen-
»olizei bei der Schlachtvieheinfuhr auf dem Seewege» eine
Verordnung über die Biirsenumfatzsteuerbei Vorzugsaktien der
Reichsbahn und eine Durchführungsverordnung zu den Anf-
wrrtnngsfchlnßgrfetzen.

&f*itte «kbvvntt
Das Schwurgericht Aachen verurteilte den 19jährigen Arbei-

ter Krug und den 17jährigen Arbeiter Mock wegen schweren
RanbeS mit Todesfolg« zu 10 Jahren Zuchthaus und 10 Iah -
ren Ehrverlust bzw . zu 10 Jahre « Gefängnis . Die beiden Ver¬
brecher hatten in der Nacht zum 6 . Januar den 64 Jahre alten
Bürodiener Geuer in seiner Wohnung in Düren überfallen
und tödlich verletzt .

Heute. Dienstag , morgen ereignete sich in der Saccharin-
fabrik Fahlbrrg List & Co. in Magdeburg-Ost eine schwere
Explosion, die ein Grotzfener zur Folge hatte . Rach den bis¬
herigen Ermittlungen sollen 0 Arbeiter sofort getStet und 0
schwer verletzt worden sein. Die Schwerverletzten wurden ins
Sudenburger Krankenhaus eingeliefert. An ihrem Auflom-
men wird gezweifelt.

In dem Dorf Groß - Strrugel « (Kreis Angerburg in Ost -
preutzen) erschoß der Besitzer Schul,ig die Ehefrau des Hof¬
besitzers Wiecht und verletzte ihren Ehemann lebensgefährlich.
Dann erschoß er den Bruder des Wiecht . Der Mörder ergriff
darauf mit seinem Fahrrad die Flucht in Richtung Angerburg,
wurde aber von scheugewordenen Pferden überrannt und
schließlich verhaftet . Schulzig gab an , daß es wegen eines
Prozesses in einem Grundstückskauf zu einem Wortwechsel
zwischen ihm uud dem Besitzerehepaar gekommen sei, bei dem
er dann schließlich darauf loSgeschossen habe .

Dem bekannten Röntgenologen. Prof . Holzknecht in Wien»
muhte, , wie d.ie Blätter zu melden wiffen , als Folge früherer
Röntgenverbrennunge » die rechte Hand amputiert werden.
Prof . Holzknecht wird eine Handprothese besonderer Konstruk¬
tion erhalten , die ihm die weitere Ausübung von Bestrahlun¬
gen und von wissenschaftlichen Untersuchungen ermöglichen soll.

Badischer Teil
Die ^ vaftwevkSbauteu
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Besichtigungdurch den Rhrinschiffahrtsverband Konstanz

Der Rheinschiffahrtsverband Konstanz hielt am Samstagin Gückingen eine von den badischen , württembergischen und
anderen Mitgliedern gut besuchte Arbeitsausschußsttzung ab,auf der nach Behandlung des Jahresberichtes und der Jahres¬
rechnung die bisherigen Vorstandsmitglieder wiedergewähltwurden. 1 . Vorsitzender ist nach wie vor der für die Schiff¬
fahrtsinteressen stets rührig tätige Kommerzienrat Dr. Sviegler
(Konstanz) , geschäftsführendes Vorstandsmitglied SyndikusBraun » Geschäftsführer Herr von Kamla.

An die Verhandlungen schloß sich eine Besichtigungder Kraft¬
werke Albbruck - Dogrrn und Ryburg -Schwörstadt an . In Alb -
bruck, dort, wo die Alb sich in den Rhein ergießt, wo früher das
Idyll vorherrschte , ist unter der Bauleitung der Firma H. E.Grüner (Basel) die Technik mit ihren großen Erdbewegungs-
arbeiten , mit ihren Bohrern und Baggern , einem großen die
Baustelle in der Landschaft erkenntlich machenden Hebekran,ihren Baumaschinen usw . eingezogen. Da die notwendigen
Waffermengen dem Turbinenhaus durch einen besonderenWerkkanal auf der badischen Rheinseite zugeführt werden, sokann gleichzeitig die Errichtung des Maschinenhauses mit dem
Ausbau des Kanals vor sich gehen . Der Schiffahrtskanal wird
später auf der Schweizer Seite durchgefübrt. Nach den Dar -
legungen von Ingenieur Paffet ergibt sich durch den Wegfall
des ursprünglich geplanten Schiffahrtswehres und der oberen
Schleuse ein« gute Lösung für die Schiffahrt . Die Erdbewe¬
gungsarbeiten für den Werkkanal und das Maschinenhaus, da»
statt der ursprünglich vorgesehenen Waffernutzung von
750 cbm/sec . auf 900 cbm/sec . erweitert wird, betragen 2,7
Mill . Kubikmeter, hierzu kommen noch 250 000 cdm Felsmaffen .
Im Maschinenhaus gelangen drei Turbinen , die gleiche Art wie
in Schwörstadt, mit einer Maximalleistung von je 33 000 PS
zur Aufstellung . Die Bauzeit ist auf drei Jahre berechnet.
Statt der früher projektierten 7 Wehröffnungen kommen nun¬
mehr 5 von je 25 Meter Breite zur Ausführung . Die Ver¬
legung des Bettes der Alb , etwas weiter stromabwärts , ist
fertiggestellt, die durch den Bau in Wegfall kommenden Wohn¬
häuser find bereits durch eine neue schmucke kleine Kolonie er¬
setzt .

Ryburg - Schwsrftadt geht mit Riesenschritten der Vollendung
entgegen. Die dritte große Kaplan -Turbine ist soweit fertig
montiert , daß sie in 14 Tagen ihre Kraftleistung beginnen kann,
die vierte und letzte ist in einem Monat so weit. Auf dem ba¬
dischen Ufer werden gegenwärtig die Dammbauten fertiggestellt,
nachdem der Aufbau vollzogen worden ist. Das emsige Arbeiter-

! t



Heer ist wieder verschwunden , nur einige wenige Ingenieureund Facharbeiter halten das Werk fortan in Betrieb . Weraber nicht fehlt, das ist der biedere Grenz , und Zollwächter, der
den Verkehr über die Brücke kontrolliert.

ErSfi«««g Bad Peterstal -Gri-Sbach Im Oktober
Die Vorarbeiten zur restlosen Ausführung des Bahnbaues

Bad Prterstal —Griesbach (Renchtal) sind soweit gediehen ,
datz am 4. Mai der Betrieb in vollem Umfange mit 2S0 Mann
ausgenommen wird. In fachmännischen Kreisen rechnet mandamit, datz die Eröffnung der Linie bereits im Oktober statt¬
finden lann, sofern nicht wiederum finanzielle oder sonstige
Schwierigkeiten eintreten . Durch die Wiederaufnahme der
Arbeiten erfährt der ArbeitSmarkt im Hinteren Renchtal eine
grotze Erleichterung.

709« Reichsmark in Verlust gerate»
Am 21 . April 1931 ist einem Reisenden im D-Zug 45, Ab¬

gang vormittags 9.29 Uhr in Baden-Baden, zwischen Baden-
Baden und Rastatt der Betrag von 7000 m abhanden gekom¬men. Taschendiebstahl ist nicht ausgeschlossen ; der Reisendetrug die Brieftasche aus weichem, schwarzem Leder mit zwei
Jnnenfachern . etwa 12/18 cm grotz, in der Gesäßtasche . DasGeld bestand 6000 Wl aus Hundert -, der Rest aus Fünfzig -
Markscheinen . In der Brieftasche befand sich ferner eine Rech¬nung auf den Namen Leopold Thumulka aus Pforzheim . Per -
sonen , welche mit dem gleichen Zuge gereist und irgendwelche
Beobachtungen gemacht haben, werden ersucht , sich bei der
Staatsanwaltschaft Karlsruhe oder der nächsten Polizei- oder
Gendarmeriestation zu melden. .

Der Geschädigte sichert demjenigen 10 Proz . zu, durch deffenAngaben das Geld wiede
^ beig^

braüht ^
vird.

<W W1CIIIWMWOWP <M<
Die Kreisversammlung Karlsruhe

hat am Montag in sechsstündiger Sitzung unter dem Vorsitzdes Bürgermeisters Ritzert, Durlach (Sozdem. ) den Voran -
schlag des Kreises für 1931/82 verabschiedet . Der ungedeckte
Aufwand beziffert sich auf 1382 855 M und hat gegen das« oriahr eine Erhöhung um 164 272 JM erfahren . Nach dem
Antrag des Kreisrates soll von dem Vollzug der Schuldentil¬
gung im Rechnungsjahr 1931 Umgang genommen und der
Kreisvoranschlag genehmigt werden bei Festsetzung folgenderSteuersätze : Grundvermögen 8.4 fyf , Betriebsvermögen8,4 Jltf , Gewerbeertrag 57 Jlrf (gegen 63 i . V . ) . — Den Ver¬
handlungen wohnten als Staatsbeauftragte der Landeskom-
mifiär Wolf und Landrat Dr. Baur bei . Sie wurden durch
«inen Vortrag des Kreisvorsitzenden, Oberlandesgerichtsrata . D . Stritt , eingeleitet. Die Kreisstratzen, mit 720 Kilometer
Länge , erfordern einen Aufwand von fast 1H Millionen . Trotzder Herabsetzung des Aufwandes mutzte der Satz der Gemein¬
den der gleichen bleiben. Leider haben die Bestrebungen, Kreiseund Gemeinden an dem Aufkommen der Kraftfahrzeugsteuer
zu beteiligen, bisher keinen Erfolg gehabt. Für die Wan-
derersürsorge erwartet der Kreisvorsitzende eine einheitlicheRegelung durch das Reich . Erfreulich hat sich das Kreis-

' kindererholungsheim Steinabad entwickelt , das 700 Kindern
Erholungsaufenthalt gewährte und zu den vornehmsten und
segensreichsten Einrichtungen des Reiches gehört. — Die Land-

. Wirtschaft will man u. «. dadurch fördern , datz man in kürze-
ster Zeit auf dem Menzenschwanüer Hof bei Ettlingen eine
Nungviehweide gröheren Stils errichtet. — Für die Bleag
sind die bereits genehmigten 126 000 M/t in den Voranschlag
eingesetzt . Mitte Mai erfolgt die Aufnahme des elektrischenBetriebes auf der Strecke Pforzheim—Ittersbach in vollem
Umfang. Dahin steht noch das Schicksal der Strecke Busen¬
bach—Ittersbach . Das Entgegenkommen der Stadt "Karls¬
ruhe hat es ermöglicht , datz die Konkurrenz der Akbtalbahn
seitens des Omnibusverkehrs ab 1 . Mai eingestellt wird . Es
kann ein uneingeschränkter 10- Minutenbetrieb -wischen Karls¬
ruhe und Ettlingen eingerichtet werden.

In der Aussprache kqm es mehrmals zu heftigen Zusammen¬
stößen zwischen der Linken und den Nationalsozilisten, wobei
es mehrmals Ordnungsrufe gab. Einem nationalsozialistischen
Redner mutzte das Wort entzogen werden.

Genehmigt wurde ferner , und zwar einmütig , der Vor¬
anschlag für die Kreispflrgeanstalt Hub, der mit 797120 MH
abschlietzt. Dem Personal samt Direktor und Anstaltsarzt
S
ollte man von allen Seiten das wohlverdiente Lob für ihre
elbstlose und erfolgreiche Arbeit in der Betreuung unglück¬

licher Menschenkinder. Man stellte fest, datz die Anstalt allen
hygienischen Anforderungen gerecht wird. Man erledigte so¬
dann die Kreisrechnung für 1929 und die Rechnung der An¬
stalt Hub für 1929 und ging gegen HS Uhr nach sechsstündiger
Verhandlungsdauer aus einander .

Der Freiburger Voranschlag genehmigt
Nach mehrtägiger Beratung wurde am Montag der Vor¬

anschlag vom Freiburger Bürgerausschutz angenommen. Da¬
gegen stimmten die Kommunisten, die nationalsozialistischen
Stadträte und ein Teil der Wirtschaftspartei , während der
Evangelische Volksdienst Stimmenthaltung übte. Die natio¬
nalsozialistische Bürgerausschutzfraktion stimmte für den Vor¬
anschlag.

Die Gemeindegrtränkestener wurde mit allen gegen 11 Stim¬
men abgelehnt. Neben .dem Oberbürgermeister und den drei
Bürgermeistern stimmten nur der Stadtverordnetenobmann
und die sechs Stadträte des Zentrums dafür . Nach der Ab¬
lehnung hat der. Stadtrat neue Drckungsvorschäge eingebracht,
die sich auf Abstreichungen im Etat beziehen. An folgenden
Fonds sollen Streichungen vorgenommen werden : am Er -
neuerungsfonds des Fuhrparkes , am Feuerwehrgerätefonds , an
de« . Rücklagen für die Rathauserneuerung , Ermäßigung der
Ausgaben des Tiefbauamts u, a . Danach ermätzigen sich die
Einnahmen des Voranschlags von 29 068 600 auf 28 966 100
Reichsmark, die Ausgaben ermätzigen sich um die Kosten der

, Erhebung der Gemeindegetränkesteuer von 12 500 auf
28966 mm . .

Auch der Theatervoranschlag wurde genehmigt. Dieser sieht
einen Gesamtaufwand von 680 000 Md (55 000 Md weniger
als bisher ) für das Theater vor. In der Debatte wurde dem
Theater in seiner Leitung manches Lob geschenkt. Getadelt
wurde vor allem die personelle Besetzung des Schauspiels .
Es wurde verlangt , datz sowohl Reich wie Land das Südwest¬
deutsche - Grenzlandtheater Freiburg unterstützten. Intendant
De Max Krüger erklärte , datz die hohen Unkosten des Frei¬
burger Stadttheaters teilweise zwangsläufig bedingt seien
durch den relativ grotzen Theaterbau . Freiburg habe entspre¬
chend seiner Gröhe- die gröhten Einnahmen aus seinem Thea¬
ter . Der Intendant forderte die Anschaffung von Tonfilm -
apparaturen für das Stadttheater und für das Städt . Korn¬
haus . Auch Oberbürgermeister De Bender unterstrich, datz
58 Proz . aller Ausgaben des Theaters aus eigenen Einnah .
men aufgebracht würden . In vielen Fällen habe Freiburg
aus Mangel an Mitteln hervorragende Kräfte seine? Theaters
nicht halten können .

E. Büchle Inhaber « W . Bertsch
Kaiseistraße 132

K Spezialhaus für

Die Albtalbahnstrecke Busenbach- Ittersbach
Nach Blättermeldungen fand am Freitag im badischen

pkinanzministerium eine Besprechung der Bürgermeister der in
Betracht kommenden Gemeinden an der Albtalbahnlinie Bu¬
senbach Ittersbach und sonstiger Interessenten statt, die sich
F1’* J?er Finanzierung dieser Strecke befaßte. Zunächst sollder Betrieb probeweise auf ein Jahr geführt werden. Die in
Fttige kommende Garantiesumme von 11 000 Mt , die ursprüng¬
lich einen höheren Betrag ausmachte, aber durch geplante Ein¬
sparungen nun reduziert werden konnte , wird durch Unter¬
stützung des Kreises mit einem Zuschuh im Jahre von 6000 m
sich nun auf die restlichen Zuschüsse der Städte Karlsruhe und
Ettlmgen und der Gemeinden Busenbach , Reichenbach , Lan¬
gensteinbach , Ittersbach und der an der Strecke interessierten
Unternehmen verteilen.

Im Fahrplan sind werktags fünf, Samstags sechs und
Sonntags Pier Zugpaare vorgesehen , so datz die Verkehrsrege¬
bang bzw . Verbindungsmöglichkeiteine gute sein dürfte . Der
Omnibusverkehr wird mit dem 16. Mai eingestellt, weil mit
diesem Tage die Inbetriebnahme der Bahnstrecke erfolgt.

Bürgrrmeistrrwahlen . In Hofweier (Offenburg ) wurde der
bisherige Bürgermeister Nikolaus Schrempp wiedergewühlt. —
In Prechtal (Waldkirch ) wurde der bisherige Bürgermeister
Jegle mit 30 Stimmen wiedergewählt. Seine Gegenkandi¬daten Läufer (llnterprechtal ) und Schulermatthisenbauer We¬
ber erhielten 13 bzw . 12 Stimmen .

Schwierige Finanzlage in Heidelberg . Zur Deckung des Ge¬
meindevoranschlagsdefizitsfür 1931 ist vom Oberbürgermeister
die Erhöhung der Bürgersteuer um 300 Proz . vorgeschlagenworden. Der Stadtrat hat diesen Vorschlag abgelehnt.

ÄlttS dev Lattdeshauvtstadt
Eine ausgebrochene Schafherde . In vergangener Nacht

wurde in den städtischen Anlagen beim Kuckucksweg eine Herde
von etwa 300 Schafen weidend angetroffen . Da ein Schäfer
nicht anwesend und deshalb anzunehmen war , datz die Herdeaus ihrem Pferch ausgebrochen - war , nahm sich die Polizei der
Tiere an und sorgte für ihre Unterbringung .

Johann Strauß und sein Wiener Orchester ! Johann Strauß
ist nicht nur ein Name von altem, gutem, weltbekanntem
Klang, sondern auch ein Begriff. Untrennbar verbunden mit
diesem Namen ist alles Schöne und Melodienreiche, das Wien
auf dem Gebiete der Unterhaltungsmusik der Welt geschenkt
hat. Nichts kommt der unbeschwerten Schönheit gleich, die
ein Walzer von Strauß — gespielt von diesem Orchests ?" unter
der Stabführung des letzten Sprosses der Walzerdynastie Jo¬
hann Strauß — verbreitet. Wer sich einige wirklich angenehmeStunden ungetrübten Schwelgens im Reiche der Töne ver¬
schaffen will , der benütze die Gelegenheit des Gastspiels am
Freitag , den 15. Mai 1931 , im Grotzen Festhallesaal. Das
Arrangement und der Kartenverkauf liegt in Händen der
Musikalienhandlung und Konzertdirektion Fritz. Müller , Kai¬
ser -, Ecke Waldstratze . Tel 388.

Wetterbericht der Bad. Landeswrtterwartr , Karlsruhe » vom
Dienstag morgen: Die nunmehr über der Nordsee angelangte
Zyklone beherrscht noch immer die Witterung unseres Gebietes .
Infolge der anhaltenden Zufuhr maritimer Polarluft ist es
inzwischen auch merklich kühler geworden . In Aufheiterungs -
geöieten werden daher auch in der Ebene wieder leichte Nacht¬
fröste auftreten können . Boraussage : Fortdauer der unbestän¬
digen Witterung , strichweise noch leichtere Regenschauer und
kühl , bei westlichen Winden. In Aufheiterungsgebiete» stellen¬
weise leichter Nachtfrost .

Wafsrrstiinde. Waldshut 286 plus 10 . Basel 98 minus 2,
Schusterinsel 163 plus 3, Kehl 301 plus 3, Maxau 477 minus
12, Mannheim 371 plus 12, Caub über 200 Zentimeter .

«achvtttterr aus Baden
Reue SchnerfSlle

DZ . Freiburg i . Br ., 28 . April. Die starke Abkühlung der letz¬
ten Tage und besonders in. der letzten Nacht haben in den
höheren Lagen erneut zu starken Hagelschauern und Schnee-
fällen geführt. Auf dem Feltzberg , der immer noch eine stark
verharrschte Schneedecke vop 60 Zentimeter hat, sind 15—20
Zentimeter Neuschnee gefallen. Auch in den Schweizer Ber¬
gen sind die Niederschläge meist als Schnee gefallen. Ebenso
gingen in den höheren Lagen der Vogesen größere Schnee¬
mengen nieder.

DZ . Heidelberg , 28. April. Am Samstagabend ist Haupt¬
lehrer a . D . Wilhelm Zähriuger gestorben , der als Heimat¬
schriftsteller bekannt war. Zähringer veröffentlichte zahlreiche
Aufsätze in Zeitungen und Zeitschriften über ortsgeschichtliche
Fragen und gab einige Jahre nach dem Kriege ein größeres
populäres Werk unter dem Titel „Mein Heidelberg" heraus .
Er hat seit 1891 in Heidelberg an der Volksschule gewirkt.

bld . Pforzheim, 28. April. Zu der Bergiftungsangrlrgenheit
kann mitgeteilt werden, daß es sich unzweifelhaft um einen
Selbstmord der Frau Mehle handelt. Fabrikant Meyle ist nach
seiner Vernehmung sofort wieder auf freien Fuß gesetzt wor¬
den. Er hatte am Sonntagnachmittag mit seiner Frau eine
eheliche Auseinandersetzung gehabt , die damit endete, datz die
Frau mit ihrem Kinde fortging. Während der Mann sie bei
Bekannten wähnte, mutz sich die Frau in die Fabrikräume be¬
geben ' habe« und dem Kinde das todbringende Gift eingeflötzt
haben, worauf sie dann ihrem eigenen Leben ein Ende machte .
An das Familiendrama am Montag reiht sich am heutigen
Dienstag der Selbstmord eines in der Bleichstratze wohnenden
Fabrikanten an , der gleichfalls in seinem Büro tot aufgefun¬
den wurde. Die Gründe für die Tat sind noch nicht bekannt.

bld . Kehl, 27 . April. Am Sonntag um die Mittagsstunde
ging über die Stadt und das Rheintal ein außerordentlich
heftiges Frühjahrsgewitter — das erste in seiner Art — nieder ,
verbunden mit Sturm , Regen und starkem Hagelfchlag . Der
Hagelschlag hat au den teilweise schon in voller Blüte stehenden
Obstbäume» großen Schaden angerichtet.

bld . Kehl , 27. April. Während bisher nur die am Rhein
patrouillierenden Zollbeamte» mit Karabiner usw . bewaffnet
waren , sind nunmehr sämtliche im Außendienst tätigen Zoll¬
beamten mit Koppel , Schulterriemen, kleinem Säbel und Re¬
petierpistole ausgerüstet worden . Die französischen Zollbeamten
auf der anderen Rheinseite waren von jeher bewaffnet.

DZ . Heffelhurst , 27 . April. Eine weit über die Grenzen des
Hanauerlandes hinaus bekannte Persönlichkeit vollendet heute
sein 70. Lebensjahr. Bürgermeister Michael Ba«mrrt . Nicht
bloß als zielbewutzter Leiter seiner Gemeinde hat er sich
grotze Verdienste erworben, er ist auch seit vielen Jahren Vor¬
sitzender des Landwirtschaftlichen Bezirkkvereins Kehl , des

Gaues Oberes Hanauerland im Bad. Kriegerbund. Die Pferde¬
zuchtgenoffenschaft und der Hanauer Rennverein Willstätt ha-
ben in ihm einen eifrigen Förderer . In jungen Jahren hater oftmals bei festlichen Anläffen in Kehl und in der Rest-
denz die stolzen Hanauer Reiter angeführt . BürgermeisterBaumert , der sich einer außerordentlichen Rüstigkeit erfreut »trägt heute noch ausschließlich die alt - schöne Hanauer Tracht.

fandet «nd Wketssbast
Berliner Devisennotierimgen

38 . AprU 27. April
Mb « riet « eit> » riet

Amsterdam 100 G. 168.58 168 .92 168.59 168.93
Kopenhagen 100 Kr. 112.29 112 .51 112.22 112 .44
Italien . . 100 L. 21 .97 22 .01 21.965 22 .05
London . . 1 Pfd . 20.399 20 .439 20.392 20.432
New- Nork . 1 D. 4.1940 4.2020 4.1945 4 .2025
Paris . . . 100 Fr . 16.386 16.426 16 .395 16.435
Schweiz . . 100 Fr .
Wien lOO Schilling
Prag . . . . 100 Kr.

80.765 80 .925 80 80 80 .96
59.00 59.12 59 .02 59 .14
12.42 12 .44 12 .424 12.444

Hauptversammlung der Badischen Beamtenbank
e. G . m. b. H .

Die Badische Beamtenbank hielt am 25. April bei Anwe¬
senheit von 152 Mitgliedervertretern ihre 9. ordentliche Haupt¬
versammlung in Karlsruhe ab. Es wird darüber berichtet :

Nach der vorgelegten Bilanz war es trotz der allgemeinen
Wirtschaftskrise und der für die Beamtenschaft sich daraus er-
gebenden Belastungen und verlorengegangenen Kaufkraft ge¬
lungen , den erfreulich guten Stand der Bank zu halten. Ob¬
wohl nahezu die gesamten Beamten Badens hinter ihrer Bank
stehen , konnte die Mitgliederzahl um rund 1000 auf 58 541
erhöht werden. Die Gesamtbilanzzahl von 39.7 Millionen ist
etwas niedriger als im Vorjahr , trotzdem sich der Geschäfts¬
umfang normal erweitert hat . In der Hauptsache ist dies
auf Verminderung der monatlichen Gehaltsüberweisungen
von bisher nahezu 18 Millionen infolge des Notopfers um
rund eine halbe Million zurückzuführen . Dementsprechend
weist auch der Gesamtumsatz von 1,991 Milliarden gegenüber
dem Vorjahr keine Steigerung auf. Hervorzuheben ist, daß
die geringverzinslichen Termingelder zugunsten einer grö¬
ßeren Anlage in Wertpapieren vermindert und die nicht sehr
hohen Dividendenwerte weiterhin verringert worden sind. Die
Sparguthaben der Mitglieder haben sich erhöht und betragen
jetzt 14,2 Millionen . Die hohe Liquidität ist nahezu unver¬
ändert .

Die gut aufgenommenen Berichte des Vorstandes und des
Aufsichtsrats zeigen übereinstimmend, datz die zu den Beam¬
tenbanken im Reiche und zur Preutzenkasse aufgenommenen
Beziehungen sich in steigendem Matze als förderlich erwiesen
haben, und datz es insbesondere gelungen ist , die Berliner
Hypotheken , die wiederholt Gegenstand der Erörterung waren»
trotz der Ungunst der Zeiten einer aussichtsreichen Abwicklung
zuzuführen . Der Bankleitung wurde deshalb nicht nur Ent¬
lastung erteilt , sondern auch uneingeschränktesVertrauen aus -

esprochen . Der nach den üblichen Abschreibungen verblre -
ene Reingewinn von rund 190400 RM . entspricht demjeni¬

gen des Vorjahres . und ist unter Berücksichtigung der den
Mitgliedern laufend zukommenden Vorteile als angemessen zu
bezeichnen . Er gestattet eine Stärkung der offenen Reserven
um 100 000 RM ., die Gewinnbeteiligung der Mitglieder i«
Höhe von 4 Prozent (insgesamt 60 500 RM .) und ferner die
Zuweisung eines Betrages von 7000 RM . zum Angestellten¬
pensionsfonds . Der Vortrag auf neue Rechnung beläuft sich
dann auf 22 900 RM . ■

Die Zusammensetzung von Aufsichtsrat und Vorstand erfuhr
keine Änderung . Die satzungsmätzig ausscheidenden Herren
wurden in Anerkennung ihrer Verdienste einstimmig wieder¬
gewählt . . _

Wechselgeschäfte der badischen Sparkaffen. Unter den Nach¬
richten über die dieser Tage durch den Badischen Landtag be¬
schlossenen Änderung des Badischen Sparkaffengesetzes ist u, a.
auch die Mitteilung enthalten , datz „Wechselgeschäfte den öffent¬
lichen Sparkassen nicht mehr gestattet sind"

. Diese Notiz ist
unrichtig . In der Novelle zum Sparkaffengesetz ist lediglich
festgelegt, datz „die Ausstellung und Akzeptierung von Wechseln
den öffentlichen Sarkassen nicht gestattet ist "

. Diese Bestim¬
mung hat jedoch auf das Kundenwechselgeschäft der Sparkassen
keinen Einfluß . Es ist also den Sparkäffen nach wie vor unter
den im Sparkassengesetzund in den Satzungen festgelegten Be¬
dingungen erlaubt , Wechsel anzukaufen, sie wieder zu ver¬
kaufen und Darlehen gegen Wechsel zu gewähren .

Grün & Bilfinger AG., Mannheim. Dem Geschäftsbericht
entnehmen wir : „Die schwierigen Wirtschaftsverhältnisse im
allgemeinen und auf dem Baumarkt im besonderen , haben
sich im Berichtsjahr weiter ungünstig entwickelt. Eine entschei¬
dende Besserung wird wohl erst dann zu erwarten sein, wenn
wieder genügend Baukapital zur Verfügung steht, damit die
Bauindustrie mit der Bewältigung von grotzen Bauaufgaben
bedacht werden kann. Solche liegen wohl vor , doch kann deren
Durchführung nicht in Angriff genommen werden , weil eben
die notwendigen Mittel dafür zur Zeit noch fehlen . Unter
diesen Umständen hat der Kampf um Aufträge noch nie ge¬
kannte Formen angenommen. Wir haben uns in Anpaffung
an die Zeitverhältnisse genötigt - gesehen, in erhöhtem Matze
die AuSlandstätigkeit zu erweitern. Dadurch ist es gelungen,
die Beschäftigung auf einem solchen Stande zu halten, datz
wir unsere Betriebseinrichtüngen in befriedigendem Matze
ausnutzcn konnten. Auch für das neue Jahr erhoffen wir
eine zufriedenstellende Betätigung, wenn nicht unvorhergesehene
Ereignisse eintreten . da es uns möglich war, einen entspre-
chenden Auftragsbestand in dieses Jahr hinüberzunehmen.
Die Grün & Bilfinger AG ., Mannheim, erzielte in dem am
31 Dezember 1930 beendeten Geschäftsjahr ein Betriebs-
ergebnis von 8 167 076 RM . (3 310 038) , und einschließlich
220 156 RM . (228 910) Vortrag aus dem Vorjahr einen Rein¬
gewinn von 1 375 60» RM . (1 381 656) . Die Verwaltung schlägt
vor. daraus wieder 11 Pro ». Dividend « zu verteilen.

Millivneninsolvenz im Krediteinzelhandel. Der Bernner
Einkanfskonzer « Adolf Kahn ist nach erfolglosen Sanierungs¬
versuchen in Schwierigkeiten geraten und mutzte mit 5,1 Mil¬
lionen Passive« die Zahlungen einstellen . Das Unternehmen
unterhielt hauptsächlich in Westdeutschland und Süddeutschland
Abzahlungsgeschäfte, die sich dem Vertrieb von Möbeln und
Textilien widmen. Der Inhaber dieses Abzahlungskonzern»
besitzt auch Anteile von fünfzehn Firmen, u. a. der Deutschen
Bekleidungsgesellschaft m . b . H. , Breslau , Duisburg , Karls¬
ruhe , Mannheim und Stuttgart , der Fortuna Konfektions »
G . m. b. H. , München. Nürnberg , Augsburg Beschäftigt wer¬
den insgesamt 500—600 Angestellte . Der Zusammenbruch wird

Bilder u- Einrahmungen SSSEsr*



auf die Kündigung des Bankkredits in Höhe von 3M Mill.
Reichsmark von seiten der Diskontvereinigung deS kreditgeben¬den Einzelhandels ^urückgeführt. Die Passiven belaufen sich
nach eiuein vorläufigen Status auf rund 5,43 Mill . Reichs¬mark. denen Aktiva nach Abschreibungenin Höhe von 3,4 Mill.
Reichsmark gegenüberstehen. Die Außenstände mit rund 5,5 jMill . Reichsmark find den Bankengläubigern übereignet . Der !
Umsatz ist 1930 auf rund 5 Mill . Reichsmark gegen 7,5 Mill.
Reichsmark in 1929 zurückgegangen.

«Staatsanzeisev
Bekanntmachung

Bekämpfung politischer Ausschrei¬
tungen .

Das unterm 14. April 1931 (Gesetz- und VerordnungsblattSeite 143/44 ) erlassene allgemeine Verbot des Tragens von
Parteiuniformen und Bundestrachten bei öffentlichen Ver¬
sammlungen und Umzügen wird mit Wirkung vom Tage nachder Berkundung dieser Bekanntmachung aufgehoben.

Karlsruhe , den 28. April 1931.
Der Minister de» Janern :

, I . Wittemann .
Kr . 32 209 . Bekämpfung politischer Ausschrei¬

tungen.
An die Bezirksämter (Polizeidirektionen )und die Ortspolizeibehörden

Zum Vollzug der Verordnung des Herrn Reichspräsidentenvom 38. März 1931 zur Bekämpfung politischer Ausschreitun¬
gen (Reichsgesetzblatt I S . 79 ) und der dazu ergangenen Ver¬
ordnung des Minister» de» Innern vom 9 . April 1931 (Gesetz-
und Verordnungsblatt S . 138) wird folgende» bestimmt:

1. Zu 88 1, 4 und 6 der Verordnung des Herr » Reichs¬
präsidenten

») Anmeldepflichtig find nach 8 1 Abs. 1 und 8 4 Abs . 1 der
Verordnung alle politischen und nichtpolitischen Versamm¬
lungen und Auszüge unter freiem Himmel, ferner alle
öffentlichen politischen Versammlungen in geschloffenenRäumen , endlich Personenfahrten mit Lastwagen, die von
Mitgliedern politischer Bereinigungen oder zu politischen
Zwecken unternommen werden. Die Anmeldung hat späte¬
stens 24 Stunden vor Beginn der Versammlung , des Auf¬
zug? oder der Fahrt bei der Ortspolizeibehörde zu erfol¬
gen und mutz die Angabe von Ort und Zeit , den Berhand-
lunysgegenstand (oder den Zweck der Fahrt ) , den Leiter
der Veranstaltung und die bei der Veranstaltung vorge¬
sehenen Redner enthalten . Erstrecken sich Umzüge und
Fahrten auf die Bezirke mehrerer Ortspolizeibehörden, so

hat die Anmeldung unter Angabe dieses Umstandes bei
jeder örtlich zuständigen Ortspolizeibehörde zu erfolgen.
In diesem Falle genügt an Stelle der Anmeldung bei den
Ortspolizeibehörden die Anmeldung bei dem Bezirksamt
(Polizeidirektion) oder den Bezirksämtern , deren Bezirke
berührt werden. Die Anmeldung bei den zuständigen ba¬
dischen Orispolizeibehörden oder Bezirksämtern ist auch
erforderlich, wenn die Veranstaltung in einem außerbadi -
schen Ort ihren Ausgang nimmt und dort angemeldet ist.

Wegen der Ausnahmen von der Anmeldepflichtvergleiche
§ 1 Abs. 3 der Verordnung vom 38 . März 1931.b) Die Ortspolizeibehörden in Gemeinden ohne Staatspoli¬
zei haben die bei ihnen eingehenden Anmeldungen von
Versammlungen , Aufzügen und Personenfahrten mit Last¬
wagen dem Bezirksamt mitzuteilen . Die Mitteilung hat
unverzüglich und mit größter Beschleunigung auf dem
kürzesten Weg zu erfolgen, damit das Bezirksamt in der
Lage ist, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen , wozuauch etwaige Auflagen gehören, zu treffen . Solche Auf¬
lagen find sofort der Ortspolizeibehörde mitzuteilen .

«) Über die erfolgte Anmeldung hat die Polizeibehörde dem
Anmeldenden eine kostenfreie Bescheinigung zu erteilen
in der auch die etwa gemachten Auflagen aufzuführen
find . Ein Doppel der erteilten Bescheinigung ist als amt -
sicher Beleg zurückzubehalten.

Die Bescheinigung über die erfolgte Anmeldung ist erst
zu erteilen , wenn eine Entschließung darüber erfolgt ist,daß ein Verbot der Veranstaltung nach 8 1 Abs. 1 Satz 2
der Verordnung nicht in Frage kommt . Stellt fich nachder Erteilung der Bescheinigung die Notwendigkeit eines
vorbeugenden Verbots der Veranstaltung heraus , so ist die
Bescheinigung sofort wieder einzuziehen.Der Leiter oder Veranstalter der Versammlung , des
Airfzuge ? oder der Fahrt hat die Anmeldebescheinigungbei sich zu führen . Die Verpflichtung ist in der Bescheini¬
gung zu vermerken.

cks Ortsvolizei und staatliche Sicherheitsbeamte , die nicht -
angemeldete oder verbotene Versammlungen , Aufzügeoder Personenfahrten mit Lastwagen feststellen , haben
diese aufzulösen oder zu verhindern . Sie haben hiervon,
ebenso wenn fie sonst Versammlungen oder Aufzüge auf -
lösen , umgehend der Vorgesetzten Polizeibehörde zu be¬
richten.

e) Werden nichtangemeldete oder verbotene Personenfahrtenmit Lastwagen betroffen, so sind auch Durchsuchungen
nach Waffen vorzunehmen und die etwa Vorgefundenen
Waffen wegzunehmen.

2 . Zu 8 19 der Verordn«»» de» Herr » RelchSpräfidentea.
r )^Die Vorlage von Plakaten und Flugblättern politischen

Inhalts nach § 10 Abs. 2 der Verordnung de» Herrn

Reichspräsidenten in Verbindung mit 8 3 der badischen
BollzugSverordnung vom 9. April 1931 hat bei dem Be-
zirksamt (Polizeidirektion) zu erfolgen, in deffen Bezirkdas Plakat oder Flugblatt auf öffentlichen Wegen, Stra -
!ien oder Plätzen angeschlagen, ausgestellt, verbreitet oder
onst der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden soll.Die Bescheinigung über die erfolgte Vorlage hat in der

Weise zu erfolgen, daß auf die Rückseite eines Stückesdes Plakates oder Flugblattes vom Bezirksamt (Polizei ,
direktion) unter Aufdrückung des Dienststempels folgen¬der Vermerk gesetzt wird.

Da» vorsettige Plakat (Flugblatt ) ist heute um . . Uh,
gemäß 8 10 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung des Herrn
Reichspräsidenten vom 28. März 1931 zur Kenntnis¬
nahme vorgelegt worden.

(Ort ) - ^ atum ) (Unterschrift)Ein zweites Stück des Plakats oder Flugblatts hat das
Bezirksamt (Polizeidirektion) mit entsprechendem Vermerk
über die erteilte Vorlagebescheinigungaufzubewahren ,

d) Werden Plakate oder Flugblätter gemäß 8 10 Abs. 1 der
Verordnung polizeilich beschlagnahmt und eingezogen, so
ist, wenn die Verbreitung der Plakate (Flugblätter ) auchan anderen Orten zu besorgen ist , dem Landespolizeiamt
sofort Mitteilung zu machen . DaS gleiche gilt für die
Behandlung von Druckschriften gemäß 8 12 Abs. 1 der
Verordnung .

3 . Z« 8 14 der Verord«»«» deS Herrn Reichspräsidenten.
(Schnellverfahren ) . Auf die Anwendung des Schnellverfah-:

renS ist in allen geeigneten Fällen hinzuwirken. Allgemein^wird bemerkt, daß die Verordnung de» Herrn Reichspräsidentten der Bekämpfung politischer Ausschreitungen dient. Di »!
Bestimmungen find von den Polizeibehörden diesem Zwecke'
entsprechend zu handhaben . Die in sachlichen Bahnen sich be- '
wegende politische Betätigung erleidet demgemäß keine Eiu <
engung oder Behinderung .

Karlsruhe , den 28 . April 1931.
Der Minister deS Innern

I . W i t t e m a n n.

versonellee TM
Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen usw

der planmäßigen Beamten
Ans de« Bereich des Ministeriums des Kultus

und Unterrichts
Zur Ruhe gefetzt auf Ansuchen bis znr Wiederherstellung

der Gesundheit :
Professor Walter Etzth, zuletzt an der Realschule in Neustadt»

Di« Frühjahrsimpfung 1931 detr.
Die unentgeltliche öffentliche Impfung der Kinder

der Stadt Karlsruhe , einschließlich der Stadtteile
Mühlburg . Daxlanden , Grünwinkel , Beiertheim,
Bulach, Rintheim und Rüppurr , wird an den nach-
Denannten Tagen vorgenommen: R.424.
Impfung am Montag , den 4. Mai , nachm. 5 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Dienstag , den 5 . Mai , nachm. 5 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Mittwoch , den 6 . Mai , nachm . 5 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Freitag , den 8. Mai , nachm . 5 Uhr in

der Gartenschule.
Rachschau am Montag , den 11 . Mai , nachm . 8 Uhr in

der Gartenschule.
Rachschau am Dienstag , den 12. Mai , nachm . 8 Uhr in

der Gartenschule.
Rachschau am Mittwoch , den 13 . Mai , nachm . 8 Uhr in

der Gartenschule.
Rachschau am Freitag , den 15. Mai , nachm . 8 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Dienstag , den 19. Mai , nachm. 8 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Mittwoch, den 20. Mai» nachm . 8 Uhr in

der Gartenschule.
Impfung am Donnerstag , den 21. -Mai , nachm . 5Uhrin der Tullaschule.
Impfung am Freitag , den 22. Mai, nachm . 5 Uhr in

der Tullaschule.
Impfung am Freitag , den 22 . Mai , nachm . 6X Uhrin der Rintheimer Schule.
Rachschau am Dienstag , den 26 . Mai» nachm . 5 Uhrin der Gartenschule.
Rachschau am Mittwoch , den 27 . Mai , nachm . 8 Uhr

«n der Gartenschule.
Rachschau am Donnerstag , den 28. Mai , nachm . 8 Uhrin der Tullaschule.
Rachschau am Freitag , den 29 . Mai, nachm . 8 Uhr in

der Tullaschule.
Rachschau am Freitag , den 29. Mai , nachm . 6)4 Uhr

in der Rintheimer Schule.
Impfung am Montag, den 1. Juni , nachm . 8 Uhr in

der Hardtschule, Mühlburg .
Impfung am Dienstag , den 2. Juni , nachm. 8 Uhr

in der Hardtfchule, Mühlburg .
Impfung am Dienstag , den 2. Juni , nachm . 6X Uhr

in der Grünwinkler Schule.
Impfung am Mittwoch, den 3. Juni , vorm. 9 Uhrin der Rüppurrer Schule.
Impfung am Mittwoch , den 3. Juni , vorm. 10M Uhrin der Schul« in Bulach.
Impfung am Freitag , den 8. Juni , vorm. 9 Uhr in

der Kinderschule in Daxlanden .
Rachschau am Montag, den 8. Juni , nachm . 5 Uhr in

der Hardtschule , Mühlburg .
Rachschau am Dienstag , den 9. Juni , nachm . 5 Uhrin der Hardtschule, Mühlburg .
Rachschau am Dienstag , den 9. Juni , nachm . 6 Uhr

in der Grünwinkler Schule.
Rachschau am Mittwoch , den 10. Juni , vorm.^9 Uhr

in der Schule in Rüppurr .
Rachschau am Mittwoch, den 10. Juni , vorm. 19 Uhr

in der Schule in Bulach.
Rachtchau am Freitag , den 12. Juni , vorm. 9 Uhr in

»er Daxlander Kinderschule .

Geimpft mutz werden:
1. jede» Kind vor Ablauf de» auf sei» Geburtsjahr

folgenden Kalenderjahres , sofern e» nicht nach ärzt¬
lichem Zeugnis die natürlichen Blattern überstandenharr

jeder Zögling einer öffentlichen Lehranstalt oder
»i»er Privatschule innerhalb des Jahre », in dem er
da» 12. Lebensjahr zurücklegt , sofern er nicht nach

ärztlichem Zeugnis in den letzten 8 Jahren die natür¬
lichen Blattern überstanden hat oder mit Erfolg ge¬
impft worden ist ;

3. ältere impfpflichtige Kinder und Zöglinge, welche
noch nicht oder schon einmal oder zweimal, jedoch ohne
Erfolg geimpft wurden.

Eltern , Pflegeeltern und Vormünder , deren Kinder
und Pflegebefohlene dem Gesetz zuwider der Impfung
entzogen bleiben, werden an Geld bis zu 150 JM
oder mit Haft bi» zu 3 Tagen bestraft. Für Kinder,
welche von der Impfung befreit fein sollen oder zurZeit ohne Gefahr für Leben und Gesundheit nicht
geimpft werden können, sind die ärztlichen Zeugnisse,letztenfalls mit genauer Angabe de» Grundes , wes-
halb und auf wie lange die Impfung unterbleiben
darf , dem Jmpfarzt (Bezirksarzt ) vorzulegen. Ferner
muß in den Zeugnissen Vor- und Zunamen und daS
genaue Geburtsdatum des Kindes angegeben werden.

Die geimpften Kinder müssen bei Strafvermeiden
zu der von dem Jmpfarzt bei der Impfung bestimm-
ten Zeit zur Nachschau gebracht werden.

Au» einem Hause, in welchem ansteckende Krankhei¬ten, wie Scharlach, Masern , Diphtherie , Krupp, Keuch-
husten, Flecktyphus , rosenartige Entzündungen oder
die natürlichen Pocken herrschen , dürfen Impflinge
zum allgemeinen Termine nicht gebracht werden. Eine
Entschuldigung hat auch in diesem Falle zu erfolgen.

Die Kinder müssen zum Impftermin mit rein ge¬
waschenem Körper und mit reinen Kleidern erscheinen .

Karlsruhe , den 27. April 1931. O .-Z . 87.
Badisches Bezirksamt — Polizeibirektion S .

R .427. Bruchsal. Über
daS Vermögen der Firma
Peter Schwaderlapp &
6 * ., offene Handelsgesell¬
schaft in Bruchsal, wurde
am 24. April 1931, nach¬
mittag » 4 Uhr, das Ver¬
gleichsverfahren zur Ab¬
wendung de» Konkurse »
eröffnet. BerbandSdirektor
Leopold Steine ! in Karls¬
ruhe , Bad. Handelshof, ist
zur Vertrauensperson be¬
stellt . Termin zur Ver¬
handlung über den Ber-
gleichrvorschlag ist be¬
stimmt auf Freitag , de«
18. Mai 1931, vormittags
9 Uhr, vor das Amtsge¬
richt Bruchsal. 1 . Stock,
Zimmer Nr . 8. Der An-
trag auf Eröffnung des
Vergleichsverfahrens nebst
seinen Anlagen und da»
Ergebnis der Ermittelun¬
gen find auf der Geschäft »,
stelle. Zimmer 15, zur
Einsicht der Beteiligten
niedergelegt. Bruchsal, den
24. April 1931. Die Ge¬
schäftsstelle de» Amtsge¬
richt» IV.

» . 668 . KnrlSrnhe. Im
Konkursverfahren über

das Vermögen der Firma
Vnlentt« Haitz in Karls -
ruhe-Mühlburg . Allein-
Inhaber Valentin Haitz,
Elektrotechniker in Karls -
ruhe-Mühlburg. Rhein-

str. 13, wurde Termin zur
Verhandlung über den
vom Gemeinschuldner ge¬
machten Zwangsvergleichs.
Vorschlag, sowie zur Prü¬
fung der nachträglich an¬
gemeldeten Forderungen
bestimmt auf : SamStag ,den 18. Rat 1931» vorm.
8 Uhr , vor dem Amtsge¬
richt A 3 Karlsruhe , Aka-
demieftr. 4, 2. Stock, Zim¬
mer Rr . 131. Der Per -
gleichsvorfchlag und die
Erklärung d«S Gläubiger -
auSfchuffe» sind auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niederge¬
legt. Karlsruhe , den 23.
April 1931 . Geschäftsstelle
d«S Amtsgerichts A 3.

8 .669 . Karlsruhe . Die
Frau Berta Völker geb.
Zieger in Durlach, Gut
Schöneck, sowie die min¬
derjährigen Karlheinz und
Kurt Völker daselbst , Pro »
zeßbevollmächtigterRechts¬
anwalt Dt Haefelin, hier,
klagen gegen den Karl
Bitter , Kaufmann , früher
in Karlsruhe , Fasanen -
str. 24. jetzt an unbekann¬
ten Orten , unter der Be-
hauptung. daß derselbe
verpflichtet sei, Unterhalt
zu leisten, mit dem An¬
träge auf kostenfällige ,
vorläufig vollstreckbare

Verurteilung zur Zahlung

von Unterhaltsbeiträgen ,
und zwar : an die Kläge¬
rin Ziffer 1 einen monat¬
lichen, im voraus zahlba¬
ren Unterhaltsbeitrag von
28 RM ., beginnend am
1 . Dezember 1930, an die
Kläger Ziffer 3 einen mo¬
natlichen. im voraus zahl¬
baren Unterhaltsbeitrag
von je 30 RM ., zuf. 60
RM ., beginnend am 1.
Dezember 1930 . Zur münd¬
lichen Verhandlung des
Rechtsstreit» wird der Be¬
klagte vor da » Amtsgericht.
Karlsruhe auf Montag,de« 8. Juni 1931, vormit¬
tag» 9 Uhr, Akademie -
ftr. 4, 2. Stock, Zimmer
188, geladen. Karlsruhe ,den 23 . April 1931. Der
Urkundsbeamte der Ge¬
schäftsstelle des Amtsge¬
richts A 6.

Karlsruhe . « .667
Güterrechtsregistereinträge

1. Zu Band H Seite 90 :
Hornung , Otto , Metzger ,
Friedrichstal , und Rosa
geb . Schönthal. Vertrag
vom 28. März 1981. Gü-
tertrennung .

2. Seite 91 : Wilhelm,Johann Friedrich, Kauf,
mann , Karlsruhe , und

Hedwig geb. Sutter . Ver¬
trag vom 16. April 1931.

Errungenschaftsgemein¬
schaft mit Vorbehaltsgut
der Frau . 22. IV . 31.

3. Seite 92 : Hanemann ,
Peter , Wirt , Karlsruhe ,und Magdalena geb . Un-
glenk . Vertrag vom 6.
März 1981. Gütertren¬
nung . 23. IV. 31.

Amtsgericht Karlsruhe .

Offenbnrg. R .423
Güterrechtsregistereintrag

Band II , Seite 301 : Johann
Sälmger, Hilfsheizer in
Rammersweier u. Viktoria
aeb -Wiedmann .Bertrag vom
4. April 1931 . Gütertren -
nung unter vollständigem
Ausschluß der Verwaltungund Nutznießung deS Man¬
nes gemäß 8 1426 ff. BHB .

Offenburg, 25. April 1931.
Amtsgericht 1» .

Schwetzingen. R .422
Güterrechtsregistereintrag

Band III , Seite 1 : Gehrig
Karl , Buchdrucker in Schwet¬
zingen und Sofie geb. Kon-
rad - Vertrag vom 14. April
1931. Gütertrennung .
Schwetzingen,24.April 1931.

Bad . Amtsgericht I.

Wisches Landestheat «
Mittwoch, 29. April 1931-
* C22 . Th .-Gem . I . S .-Gv^

und 1501—1550

Ein deutsches Märchen doch
Zuckmayer

Regie : vr . Waag
Mitwirkende :

Ermarth , Genter , Jantz
Rademacher, Seiling , Gufgj
Hebeisen, Müllich, Baum ^
bach, Brand , Dahlens
Graf , I . Grötzinger, Herz,!
Hier!, Höcker, Hospach, Just -
O . Kienscherf , H . Kienscherf »!
Kloeble , Kühne, Luthers
Mehner, Müller , Prüter -
Schulze. p . d. Trenck, Arras -
Eich, Grimm , Hölzer,Kilian»-
Kleinbub, Lindemann , Lu-,ger, Meyer, Nagel, Nei-
dinger , Rivinius , Seibertz
Schmitt , H . Müller , Rinkle»
Anfang 20 Ende 23 -

Preise A (0,70—8 StA)

Do - 30. 4 . Die Zauberflote,
Fr . 1 . 5 . Wilhelm Teil.
Sa - 2 . 5 . Der Hauptman »
von Köpenick. So . 3 . 5<
Viktoria und ihr Husar .
Im Konzerthau » : Kein«

Vorstellung.

Spar - «ad Maisenkasse Könighetm
(Gesfentitche Sparkasse )

Bilanz per 31. Dezember 1930
Ber « öge«

« affenbestand .
Guthaben bei Banken, Giro¬

zentralen und Postscheck¬amt .
Wechsel .
Darlehen auf Hypotheken .
Darlehen in laufend . Rech.

nung an Private . . .
Darlehen auf Schuldschein
Darlehen an Gemeinden .
Grundstückskaufgelder - -
AufwertungSforderungen .
Einnahmerückstände . . .
Grundstücke und Gebäude
Gerätschaften . . . . .

StA
9013,81

56645,75
6031.19

180 570,—

67 910,58
185 081,10
27 120,—
84 297,15

181 491,06
25 402,94
13 000 —

400 —
836963,58

» «rkiadUchkette « StA
Spareinlagen . 484138,43
Aufwertungsspareinlagen . 233 356,15
Giro- und Kontokorrent¬

einlagen . 62139,01
Anlehen u . andere Schulden 8 490, —
Rücklagen -

a) gesetzt. Reservefonds . | 1645, —
d) SonderrüiÜage . . . 15687,97

Reingewinn im Jahre 1930 11867,03

836 963,5$

Berechnung der Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

5 "/, au » 546277,43 StA Einlagen . 27 315, — StA
Sie beträgt auf Schluß d«S Jahres 1930 . . 48840, — StA

Somit mehr . . . 21525,— StA
Königheim , den 15 . April 1931 . 81 .424

Sp«r> ««» Waifeuknffe Köutghet«
OeffewNich« Spnrkasse .

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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